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Sehr geehrte Damen und Herren,

vergangenen Donnerstag haben die Debatten im

Deutschen Bundestag mit der abschließenden Le-

sung des von der Bundesregierung eingebrachten

Gesetzentwurfes zur Weiterentwicklung der Orga-

nisation der Grundsicherung für Arbeitsuchende

begonnen. Hintergrund: Das Zweite Buch Sozial-

gesetzbuch (SGB II) sieht zur Organisation der

Grundsicherung für Arbeitsuchende die Bildung

von Arbeitsgemeinschaften aus den der Bundes-

agentur für Arbeit zugehörigen örtlichen Agenturen

für Arbeit sowie den jeweiligen Kommunen vor.

Darin hat das Bundesverfassungsgericht in einem

Urteil vom 20. Dezember 2007 eine unzulässige

Form der Mischverwaltung gesehen und dem Ge-

setzgeber aufgegeben, bis zum 31. Dezember

2010 einen verfassungskonformen Zustand herzus-

tellen. Da sich die Durchführung der Grundsiche-

rung für Arbeitsuchende in den Arbeitsgemein-

schaften aber grundsätzlich bewährt hat, ist es das

Ziel der Gesetzesinitiativen, die auch vom Bundes-

verfassungsgericht begrüßte Betreuung und Leis-

tungserbringung aus einer Hand als Regelfall fort-

zuführen. Dafür ist eine Verfassungsänderung nötig

geworden. Mit der jetzigen Jobcenter-Reform ha-

ben CDU und CSU zusammen mit Arbeitsministe-

rin Ursula von der Leyen Handlungsfähigkeit für

Reformen mit Perspektive bewiesen. Die Reform

zum „Neuen Jobcenter“ ist das erste Kapitel der in-

haltlichen und organisatorischen Runderneuerung

der Grundsicherung, die bis zum Spätherbst vol-

lendet sein wird. Die Koalition setzt damit Maßstä-

be in der Sozial- und Arbeitsmarktpolitik. Durch das

„Neue Jobcenter“ wird ein wichtiger Teil der Ar-

beitsmarktpolitik zukunftssicher gestaltet, und zwar

durch einen Reformprozess, der unter Führung der

Union erfolgreich mit dem Koalitionspartner FDP

sowie in einer zielorientierten und konstruktiven

Weise auch mit der SPD und den Bundesländern

umgesetzt wurde. Oberste Zielsetzung der Reform

war, ist und bleibt, Menschen aus der Arbeitslosig-

keit heraus in die Beschäftigung zu führen! Die

Union gibt keinen Arbeitssuchenden verloren! Da-

für schafft die jetzige Reform mehrere wichtige

Voraussetzungen: Zum einen wird die „Hilfe aus

einer Hand“ mit der Grundgesetz-Ergänzung end-

lich auf eine verfassungskonforme Basis gestellt,

ohne dabei eine neue staatliche Ebene zu schaf-

fen. Das Prinzip des „Förderns und Forderns“ zur

optimalen Hilfe für die Menschen in der Grundsi-

cherung kann nun effektiv und sehr bürgernah wei-

tergeführt und auch weiterentwickelt werden. Alles

andere als die Fortführung der „Hilfe aus einer

Hand“ wäre ein fataler Rückschritt gewesen. Zum

anderen werden die Jobcenter organisatorisch und

inhaltlich neu aufgestellt. Ein zentraler Punkt ist das

verstärkte Setzen auf die lokalen Kompetenzen vor

Ort. Die Ausweitung der Wahlfreiheit für die soge-

nannten Optionskommunen von derzeit 69 um wei-

tere 41 unterstreicht die „Kommunalkompetenz“,

wie die Einführung von Zielvereinbarungen und

auch eines einheitlichen Bewertungs- und Bench-

marksystems. Dies alles fördert in den jeweiligen

Jobcentern noch mehr Qualität und Effektivität,

damit die betroffenen Menschen eine optimale Hil-

festellung auf dem Weg aus der Erwerbslosigkeit

erhalten. Dazu zählen auch die neuen Betreuungs-

schlüssel des Verhältnisses von Fallmanagern zu

Hilfebedürftigen. Die Jobcenter-Reform bildet die

strukturelle Basis für die inhaltliche Runderneue-

rung der Grundsicherung, die in den nächsten Mo-

naten konsequent umgesetzt wird. Dazu zählen im

Wesentlichen: Neue Regelungen des Hinzuver-

dienstes werden noch stärkere Anreize für Arbeit

schaffen. Die Förderung von Kindern in der Grund-

sicherung wird neu geregelt, um ihnen bessere Bil-

dungschancen zu geben. Auch die Regelsätze für

Erwachsene müssen gemäß des Verfassungsge-

richtsurteils neu überprüft werden. Die arbeits-

marktpolitischen Instrumente werden auf Effektivi-

tät, Notwendigkeit und Zielgenauigkeit überprüft

und neu gefasst. Und schließlich werden mittel-

und langfristigen Strategien entwickelt, um gerade

Kindern aus sozial schwierigem Umfeld den Auf-

stieg in der Gesellschaft zu ermöglichen. Die jetzt

eingeleitete Jobcenter-Reform ist ein Meilenstein

auf dem Weg zu einer noch effektiveren Arbeits-

marktpolitik.
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Finanzmarktregulierung in Europa rasch vor-

anbringen

Der Europäische Rat, der an diesem Donnerstag in

Brüssel zusammenkommt, wird einen Standpunkt

der Union für den G20-Gipfel in Toronto festlegen.

Wir fordern die Staats- und Regierungschefs der

EU auf, eine ehrgeizige Position zur Finanzmarkt-

regulierung zu beschließen, die von der EU in To-

ronto vertreten werden soll. Im Vorfeld des Europä-

ischen Rates haben Bundeskanzlerin Angela Mer-

kel und der französische Staatspräsident Nicolas

Sarkozy den Präsidenten der Europäischen Kom-

mission eindringlich gebeten, die Bemühungen der

Kommission um die Einführung strengerer Kontrol-

len der Märkte für Kreditausfallversicherungen auf

Staatsanleihen und für Leerverkäufe zu beschleu-

nigen. Dieser Vorstoß hat unsere volle Unterstüt-

zung. Leerverkaufspositionen bei Aktien und Anlei-

hen, vor allem im Fall von Staatsanleihen, müssen

rasch transparenter gemacht werden. Insbesonde-

re sollten sich Initiativen der Kommission auch auf

die Möglichkeit eines EU-weiten Verbots ungedeck-

ter Leerverkäufe aller oder bestimmter Aktien und

Staatsanleihen sowie aller oder bestimmter unge-

deckter Kreditausfallsversicherungen erstrecken.

Deutschland ist hier mit gutem Beispiel schon in

den letzten Wochen vorangegangen.

Entschädigung für SED-Opfer

In der letzten Legislaturperiode hat die Union im

Deutschen Bundestag durchgesetzt, dass Men-

schen, die in der Sowjetischen Besatzungszone

und der DDR zum Opfer politischer Verfolgung

wurden, eine Entschädigung erhalten. Der Staat

würdigt seither den Widerstand ehemaliger politi-

scher Häftlinge gegen die SED-Diktatur mit einer

monatlichen Zuwendung in Höhe von bis zu 250

Euro. Mit dem neuen Koalitionspartner können

CDU und CSU nun das zugrundeliegende Gesetz

weiterentwickeln. Durch das „Gesetz zur Änderung

des Strafrechtlichen Rehabilitierungsgesetzes“

werden wir insbesondere die Benachteiligung von

Beziehern der SED-Opferpension mit Kindern be-

seitigen und die Berechnung der Mindesthaftdauer

als Anspruchsvoraussetzung vereinheitlichen. Den

Jahrestag des 17. Juni nahmen wir zum Anlass,

das entsprechende Gesetz in dieser Sitzungswo-

che in erster Lesung zu beraten.

Keine Bundesbürgschaften für Opel

In dieser Woche überraschte die Ankündigung des

Opel-Mutterkonzerns, die Finanzierung des ange-

schlagenen Autobauers "intern zu regeln". Diese

Entscheidung ist zu begrüßen, denn sie schafft

Klarheit. Es ist zugleich ein Beleg dafür, dass trotz

früherer Äußerungen, General Motors über hinrei-

chend liquide Mittel verfügt. Allein im ersten Quartal

dieses Jahres hat das Detroiter Unternehmen rund

865 Millionen US-Dollar erwirtschaftet. Auch war es

GM möglich, die Kredite der amerikanischen und

kanadischen Regierung vollständig zurückzuzah-

len. Und auch der Börsengang ist in Vorbereitung.

GM verfügt somit über ausreichende finanzielle Mit-

tel, um die Restrukturierung Opels aus eigener

Kraft zu bewältigen. General Motors hat mit seiner

deutschen Tochter Opel eine lange Zeit gut ver-

dient. Jetzt aber ist GM in der Pflicht, für seine

Tochter einzustehen. Die unternehmerische Ent-

scheidung zeigt, dass sich die Bundesregierung in

der vergangenen Woche zu Recht gegen eine

Bundesbürgschaft für Opel ausgesprochen hat,

denn General Motors hat die finanziellen Mittel für

eine Opel-Sanierung. Nach über eineinhalb Jahren

Unsicherheit für die Beschäftigten der Traditions-

marke ist General Motors jetzt in der Pflicht, die

volle und alleinige finanzielle Verantwortung für

Opel zu übernehmen und der Ankündigung, trotz

des Verzichtes auf Staatshilfe keine weiteren Stel-

len in Deutschland abzubauen, Taten folgen zu

lassen.

Herzliche Grüße

Ihr
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Kurz notiert ! kurz notiert ! kurz notiert !

Termine (Auswahl)

Freitag, 17. Juni

19:00 Uhr Festakt 100 - jähriges Jubiläum FC

Onstmettingen

20:00 Uhr Festakt aus Anlass 100 Jahre Win-

tersportverein Ebingen

Samstag, 18. Juni

14:00 Uhr Eröffnung des traditionellen Felcka-

Fescht, Truchtelfingen

18:00 Uhr Verleihung des Ehrenrings der Stadt

Balingen an Erhard Kappe, Balingen

Sonntag, 19. Juni

11:00 Uhr 100 Jahr Feier des Sängerbezirks

Sigmaringen im Zollernalbkreis–

Freundschaftssingen, Stetten a.k.M.

Montag, 20. Juni

09:30 Uhr Gespräch mit Schülern der Bilharz-

schule, Sigmaringen

18:00 Uhr Besuch der ELITE-Luftwaffenübung

auf dem Truppenübungsplatz Heu-

berg

20:00 Uhr Kreisvorstandssitzung der CDU Zol-

lernalb, Albstadt

Mittwoch, 23. Juni

10:00 Uhr Vortrag beim Experten-Workshop

zum Thema "Die Rolle der Türkei in

der europäischen Energiesicherheit"

der Konrad-Adenauer-Stiftung, An-

kara

Samstag, 26. Juni

09.30 Uhr Regionalkonferenz der CDU Baden-

Württemberg, Albstadt

28. Juni – 02. Juli

Sitzungswoche im Deutschen Bundestag

Bareiß lädt zum Besuch in die Bundeshaupt-

stadt

Politisch interessierte Bürgerinnen und Bürger

reisten auf Einladung von Thomas Bareiß für vier

Tage in die Bundeshauptstadt. „Berlin erleben“ lau-

tete das Motto der Reise. Das bunt zusammenge-

würfelte Programm bot eine Menge Abwechslung:

Eine Führung in der Gedenkstätte Deutscher Wi-

derstand gehörte ebenso dazu wie ein Besuch in

der Kaiser-Wilhelm-Gedächtniskirche. Höhepunkt

der Reise war die Diskussion mit dem Abgeordne-

ten Thomas Bareiß sowie die Teilnahme an einer

Plenarsitzung. Natürlich durfte auch eine Informati-

onsveranstaltung in der Landesvertretung Baden-

Württemberg nicht fehlen und die Stadtrundfahrt

sowie eine Spreefahrt rundeten das Programm ab.


